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Dokümefitation
SCr gegenüber dem Staat zurückkommen. Welches 1St die FEs kommt annn aber darauf d. inwieweit diese Vor-
ethische Antwort des Staates auf solche Erwartungep? gabe als Aufgabe wahrgenommen wiıird

Schmidrt: Ich möchte davor aINCIl, VOoO Staat die Festle- Schmuidt: Dıie Tatsache, daß das Sozialbudget der oröfßte
gung eınes allseıts verbindlichen Ethos erwarten. er Posten in uUuNseTeIn Haushalt ISt; macht Dn deutlich, WI1€e
Staat 1St angewıesen auf das, W as 1n der Gesellschaft ethi- WIr das Sozialstaatsgebot des Artıikels 20 nehmen.
schen Grundhaltungen lebendig 1St Insbesondere annn Durch die gENANNLECN Grundrechtsnormen 1St allen Perso-
der Staat keine Glaubensinhalte un: auch keine Wahrhei- nen und Institutionen, die für den Staat handeln, Ma(ßstab
ten vorschreiben der Sal erzwıngen. Fs ware eın Un- und Schranke zugleich DESETZL. Miındestens in diesem Sınn
glück, Wenn personale Glückserwartungen unmıiıttelbar 1St der weltanschaulich neutrale Staat keineswegs wert-
den Staat gerichtet würden, die dieser 1Ur den. Preis neutral Dıe Gebote der Solıdarıtät, der Toleranz, des
eıner staatlich verordneten Ideologie erfüllen könnte. Friedens (um I11UT einıge wichtige Grundwerte nennen)
ber un! dies muf sehr deutlich unterstrichen werden bestehen unabhängig VO  e} wirtschaftlichen Schwankun-

Staat und unsere Gesellschaft geben durch das SCH, unabhängıg VO  - Sınnkrisen einıger Personen, Schich-
Grundgesetz un! die dahinterstehenden Grundwerte, ten und Institutionen, unabhängig Von persönlichem Z
auch wenn S1€e nıcht ausdrücklic gesetzlich tormuliert kunftspessimismus. Entscheidend ISt, dafß solche Grund-
sınd, Normen, die verwirklichen un! leben esent- gelebt un! immer wıeder konkretisiert werden.
liche Grundlage für das Gedeihen unseIecsS Gemehnnwesens Dabei sınd alle Zzu Handeln aufgerufen, als Bürger, als
1St Die Menschenwürde als oberster Wert in Art des Parteıen, als Kırche, als Gruppen in dieser Gesellschatt.
Grundgesetzes, die Grundrechte der folgenden Artikel Vielleicht War 65 Fehler gegenüber der Jungen Gene-
SOWIe die Gebote des Art 20 des Grundgesetzes stehen ration, daß WIr diese Ma(stäbe oft nıcht deutlich
nıcht ZUuUr Dıisposıition des Staates. Sıe sınd auch ıhm 33 VOTI - gemacht haben Der res publica dienen sollte überall
gegeben‘“‘ eLtWwAas größer geschrieben werden.

Dökumgntafion
Vermögenspolitik im gegenwartigen
Wachstums- und Verteilungs'proze-ß
Fine Stelillungnahme des ZaK
Vermögenspolitische Leitlinien hat das Zentralkomitee der deut- wandeln wollten. Er hat sich ber uch besorgi arüber geäußert,
schen Katholiken vorgelegt. Der entsprechende ext wurde ın e1- dafß sıch das Eıgentum Produktionsmitteln ın der Verfügungs-
ner Pressekonferenz Maı durch den Vorsitzenden der gewalt eıner relatıv schmalen Schicht konzentriert hat Wegen der
Kommuissıon des 7ZdK („Wirtschaft un Gesellschaft‘“‘) und besonderen gesellschaftspolitischen Bedeutung des Produktiv-
BfA-Präsident, Josef Stingl, muıiıt Adolf Müller, dem vermogens 1st für ıne unmıttelbare Beteiligung der Arbeıt-
Vorsitzenden der KAB, der Presse vorgestellt. Dıie Erklärung des nehmer Produktivkapital der Wirtschaft eingetreten. Kon-
Zentralkomitees möchte dıe vermögenspolitische Debatte nıcht krete Vorschläge zielten darauf ab, über Tariıfabschlüsse oder
NUNYT unter verteilungs-, sondern uch unter ordnungspolitischen Betriebsvereinbarungen ine NCUEC Art vermögenswirksamer Lei-
Gesichtspunkten nNnNeu ın Gang bringen. Wır drucken den ext stungen einzuführen, biısherige Barrıeren abzubauen, dıe den
ım Wortlaut ab Dıie Hervorhebungen sınd on der Redaktion. mittelbaren Zugang ZU Produktivkapital erschweren, und die

Arbeitnehmer mehr und mehr haftenden Eigenkapital der
Im Jahre 19772 hat der Beırat tfür polıtische Fragen des Zentral- Unternehmen beteiliger3.komuitees der deutschen Katholiken in der Auseinandersetzung

die Einriıchtung zentraler, die N Wırtschaft ertassender Dıiese Forderungen wurden 1mM März 1973 VO':  = der Vollversamm-
Fonds ZUuU!r überbetrieblichen Beteiligung der Arbeıiıtnehmer Jung des Zentralkomitees aufgegriffen, die sıch für eın Jlangfrist1-
Produktivkapıital der Wıirtschaft Stellung bezogen. Aus ord- SCS Konzept der dıirekten Beteiligung der einzelnen Arbeitneh-
nungsp&litischer Sıcht hat sıch damals Pläng auSSCSPIO- mMmMer Produktivkapital bei personaler Verfügbarkeit einsetzte.
chen, die das Privateigentum Produktionsmutteln ın Industrie, Die Zielsetzung Wr die wirtschaftliche und sozıale Stellung des
Handel und Gewerbe @ehr und mehr ın Kollektiveigentum Arbeitnehmers stärken, das Wirtschaftssystefn funktionsfähig
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gestalten und zugleich den Raum für die persönlıche Freiheit higkeit unserer Wıirtschaft stärken, Arbeitsplätze sıchern
des Arbeitnehmers auU:  en., und die zunehmenden Spannungen 7zwıischen den Tarifvertrags-

ıADZuUDAauen
Inzwischen sınd fünf Jahre VErganscCH, ohne da{fß staatlıcherseıits
die Stagnatıon der Eigentums und Vermögenspolitik überwun- ach den heute Tkennbaren Bedingungen 1ST NC hohe Be-
den worden 1ST Chancen für reale Fortschritte sınd ungenNutzZt schäftigungslage Aur erreichen und längerfristig sıchern,

wenn Jahr tür Jahr C1iMN stabiıles Wachstum erzielt wırd Voraus-geblieben Die Versuche, die Vermögensbildung breiter Schich-
ten über kollektive Fonds tördern, haben sıch als undurch- SETIZUNgG dazu IST 1NC Steigerung der Netto Investitionen An die-
tührbar und als polıtısch vertehlt erwıiesen S1e entsprechen weder sen Investitionen INUuUSsSeN Arbeitnehmer beteilıgt werden und
den Interessen der Arbeitnehmer, noch stärken S1C die Grundla- sıch beteiligen
gCn unserer Wirtschaftsordnung

Der Produktivitätsspielraum muf{fß den nächsten Jahren über-
Allerdings sınd etzten Jahrzehnt betriebsbezogene Kapıtal- proportional Investitionen der Unternehmen Zur Verfügung
beteiligungsmodelle auf freiwilliger Basıs entwickelt worden In- stehen Damıt entsteht die Getahr daß die verteilungspolitischen
zwıischen praktizieren über 700 Unternehmen, davon über 600 Auseinandersetzungen härter werden Die sıch daraus ergebende
Unternehmen miıttelständischen Bereich MIi1tL über 4010101010 Spannung 1ST 11Ur überwinden, Wn den Arbeitnehmern als
Beschäftigten vielfältige Modelle der Mitarbeıiterbeteiligung Ausgleich den Vergleich ZU gesamtwirtschaftlichen
ehr als die Hälfte dieser Inıtiatıven entstand TSLT nach 1970 Wachstum relatıv SETINDETEN sofort verfügbaren Lohnerhöhun-
Aut diese Weıse wurde die damals VO  5 Unternehmer- und Ge- gCN 2INe Beteiligung Zuwachs des Produktivvermögens AanNZE-
werkschaftsseite manchmal geäußerte These, die Arbeıiıtnehmer hoten ırd Dadurch kann der Kontlikt zwıschen den Woachs-

ıhrer großen Mehrheit unmittelbaren Beteiligung tumsertordernissen und der Verteilungsgerechtigkeıit abgemil-
Produktivvermögen überhaupt nıcht ıinteresSsiert, widerlegt. dert werden, weıl die Arbeıit durch wachsendes Mıteigentum

SO dürfte SCIN, daß 1E individuelle Beteiligung Produktivkapital 1Ne NCUC Qualität erhält
Produktivvermögen VO  } den Arbeitnehmern aNSCHNOMMCN wiırd
ausreichende Erfahrungen ZUr. breıteren Anwendung ZuUr Vertü- Es geht darum 1Ne Lösung finden, die dem Grundsatz der
Bung stehen und 1Ne Möglichkeit gegeben ıIST, die VO  3 Unterneh- Freiwilligkeit WEeIL WI1C möglıch Rechnung Die Fest-

wieder geforderte Verbesserung der Eıgenkapı- legung der Kapitalbeteiligung durch Tarıfverträge oder Betriebs-
talstruktur erreichen. vereinbarungen stellt ‚War Zwang dar Dieser CI -

scheint ber n der volkswirtschaftlichen und sozıalen
Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken bekräftigt Bedeutung solchen Mafßnahme gesellschaftspolitisch und
Auffassung, daß die elitere Förderung der FEıgentums- und Ver- sozialethisch vertretbar Wiıchtig 1ST dabei daß der Arbeitnehmer
mögenspolitik e1n soztalethisch gebotenes un ordnungspolitisch die Entscheidung über die Form der InvesLiven Anlage behält
VOTYANZgILES Ziel der Gesellschaftspolitik ıst un bleibt Diese Er darf nıcht gEZWUNGCH werden, SCIN Kapıtal unrentable An-
Zielsetzung darf sıch nıcht auf die Förderung der Geldvermö- lageformen festzulegen Auch wırd das Unternehmen nıcht SC-
gensbildung beschränken, WIC SIC sıch de tacto nach dem 624- ZWUNSCNH, Kapıtalbasıs ZUgUNSIEN der Arbeitnehmer er-

eıternGesetz entwickelt hat (Sparbeträge verschiedener Art,; test-
verzinsliche Wertpapıiere, Darlehen den Arbeitgeber und
Lebensversichungen); neben dem Erwerb VO  . Haus- und Diese Politik kann uch der besonderen wirtschaftlichen und

strukturellen Sıtuatiıon der vielen hleinen und muittleren Fxısten-Grundeigentum mufß die ırekte und personenbezogene Beteıilıi-
gung Produktivkapital Priorität erhalten Die alte Forderung Zen Rechnung tragen Nur Wenn die Probleme dieser Gruppen

Rahmen der Vermögenspolitik miıtbedacht werden, lassen sıchder christlich soz1ıalen Bewegung, da{fß dıe Arbeitnehmer
wachsenden aße uch Eıgentum Produktionsmiuitteln 1WEelI- die hıer und da vorhandenen Bedenken der kleinen und mıittleren
ben ollen, halt das Zentralkomitee daher nach WI1eE VOT für aktu- Unternehmen und Selbständıigen überwinden insbesondere bie-
e]] Eıne AUSZEWOLYENETE Beteiligung den mverschiedenen For- ten sıch als flankierende Maßnahmen steuerliche Erleichterungen
men ““oNn Eıigentum und Vermögen I1ST uUuNnseIecerI Gesellschatft, LWa Form steuertreien Investitionsrücklage
der 85 o der Erwerbstätigen Arbeitnehmer siınd unverzichtbar
Dieses Ziel 1ST be] weıtem noch nıcht erreicht Es gibt Anhalts- Gegenüber solchen hombinierten Programm der Wachs-
punkte dafür, dafß der Anteıl der eiınzelnen Arbeitnehmer den EumMS- und Vermögenspolitik wırd der Einwand kommen, dafß
verschiedenen Formen VO  - Vermögen unverkennbarerTeil- 1Ne Kapitalbeteiligung für die Arbeitnehmer angesichts der SC
erfolge der bisherigen Vermögenspolitik sehr unterschiedlich 1ST MNSCH Renditen des haftenden Kapıtals WEN1LSCI attraktıv als
Der Anteil 1ST besonders SCTI1NS bei der Mehrheit der Arbeitneh- testverzıinslıche Wertpapıiere und langfristig angelegte Spargut-
merhaushalte MItL Ur Verdiener und mehreren Kindern haben sınd Beı der Kapitalbeteiligung arbeitgebenden
Insgesamt steht bei den Arbeitnehmern das Eıgentum Pro- Unternehmen wiırd dem Arbeitsplatz-Risiko des Arbeitnehmers

noch das Vermögens Rısıko hinzugefügt Diese Bedenken sındduktivvermögen etzter Stelle
nehmen Sie lassen sıch aber durch steuerpolitische Kor-

Andere gesellschaftspolitische Aufgaben WI1C die Beseıtigung der rekturen und durch entsprechende Angebote der Arbeıtgeber
anhaltend en Arbeitslosigkeıt, die Bereitstellung VO  3 Ausbil- WIC die treiwilligen Vereinbarungen ZCIECH größere Einflufß-
dungsplätzen, die Sanıerung der Gesetzlichen Rentenversiche- möglichkeiten und Beteiligungsrechte Rücklagenbildung und
rTung und die Erhaltung der Realeinkommen werden heute begrenzter Rısıkoschutz der Kapiıtalbeteiligung), mındern
Bewußtsein der OÖffentlichkeit als Öösende Probleme
angesehen Das Zentralkomitee 1ST der Meınung, dafß der Förde- Im übrigen Mu: beachtet werden, daß die Alternative diesem

Konzept ein verschärfter Verteilungskampti MItL Lohnsteigerun-Iung der personenbezogenen Kabpitalbeteiligung Rahmen die-
ser wirtschafts und sozialpolitischen Aufgaben 1NeC entsche1- gCNn SC1IM dürfte, die intlationistisch wirken Arbeıitsplätze gefähr-
dende Rolle zukommt S1e kann dazu beitragen, die Leistungsfä- den und alle dıejenıgen Gruppen treffen werden, die ıhrerseıits
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f nıcht ı der Lage sınd, Preissteigerungen durch Einkommens- angelegt werden. Als Beteiligungswerte kommen für diese För-
erhöhungen aufzufangen. derung ı Frage: Aktien des arbeitgebenden Unternehmens, Al
Das Zentralkomitee ;1ST sıch bewulßßst, dafß die Verwirklichung die- tien anderer Unternehmen, Anteile Investmentfonds, Anteıle
SCI Leitideen schwierige Einzelprobleme aufwirtt, zuma|]l sıch Erwerbs- und Wırtschaftsgenossenschaften, Anteile Be-
1erbei C1M Programm andelt das eın tiefgehendes Umden- teiılıgungsgesellschaften und andere Formen direkter Prıvatwiırt-
ken be1 allen Wirtschaftsgeschehen Beteiligten eriordert Dıe schaftlicher Unternehmensbeteiligung.
Kommıiıssıon „Wırtschaft und Gesellschaft des Zentralkomitees Zu diesem Zweck ı1ISTt der Begünstigungsrahmen des Vermögens-
hat ZUur Konkretisierung der dargelegten Leıitideen Vorschläge bildungsgesetzes VO jährlich 624 aut jahrlich 9236
entwickelt, dıe hıermıit VO Zentralkomitee ZUr öttentlichen erweıtern Diese Erweıterung bleibt der tarıflichen oder etrieb-
Diskussion gestellt werden. lichen Vereinbarung VO Kapitalbeteiligungen vorbehalten
Dıie verteilungs- und vermögenspolıtische Auseinandersetzung Die vorgeschlagene besondere Begünstigung der Kapıtalbe-
kann versachlicht werden, WENN dıtterenziertere statistische Un- teiligung eriordert zusätzlichen erheblichen Autwand der
terlagen ZUr Verfügung gestellt werden Ertorderlich 1ST ıne bes- öffentlichen Haushalte. Es wırd vorgeschlagen, die Förderung
SCIC Differenzierung der Statistik der Vermögensbildung und nach dem Sparprämie'ngesetz entfallen lassen. Dıie adurch treı
Verteilung Hıertür sollten die gesetzlichen Voraussetzungen DC- werdenden Miıttel sollten ZUr Fınanzıerung dieser Autwendun-
schaffen werden gCNH CINSESETIZL werden.
Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken fordert eshalb Dıie Bausparförderung sollte erhalten bleiben, weıl SIC gesell-

wr den Gesetzgeber auf dıe ertorderlichen Voraussetzungen schaftspolitisch A besondere Bedeutung hat S1e erleichtert die
schaffen, dafß Zukunftft mMI1 größerer Sıcherheit beurteilt werden Bıldung anschaulichen und dauerhaften Sachvermögens ı Form
kann, welchem Umfang die Arbeitnehmer den verschiede- des Haus- und Grundeigentums, ıIST familienpolitisch VO beson-
nen Vermögensarten teilhaben derem Rang und hat zugleich unmıittelbare beschäftigungsför-

dernde Wırkung
] )as Zentralkomitee 1ST der Auffassung, dafß dieses Konzept den Dem Arbeitgeber sollte nach Betriebsgröße die Möglıichkeıit
wıederholt vorgebrachten Anregungen des Sachverständigenra- gegeben werden, Teıl der Aufwendungen tür dıe Beteıili-
Les ZUr: Beurteilung der wirtschaftlichen Entwicklung entspricht gung der Arbeitnehmer VO  > der Steuerschuld (Gewerbesteuer
Es 1ST sıch bewulßßst, dafß Fortschritte diesem Siınne Nnur e- bzw Körperschaftssteuer) abzusetzen. Das würde kleinen und
len sınd, WEeENN nıcht NUur dıe Unrex;nehmen, sondern iınsbesondere mıiıttleren Unternehmen dıe Einführung der Kapitalbeteiligung
uch die Gewerkschaften entspr'echend andeln. Allen erant- erleichtern. Ebensokönnte diesen Unternehmen ı Rahmen der
wortlichen Gruppen ı1ST den etzten Jahren bewußrt geworden, InvestitionsförderungN steuertreije Investitionsrücklage ZUSC-
WIC schnell sıch Lohnerhöhungen auf die Beschäftigungslage billıgt werden, deren Auflösung dann steuerunschädlich bliebe,
auswırken Das Zentralkomiutee ıIST der Ansıcht, dafß die vOrge- wenn SIC wenıistens ZUr Hältte ZUTE Vermögensbildung der Ar-
schlagene Koppelung wachstums- und verteilungspolıtischer beitnehmer verwendet wırd
Mafßnahmen den Zielsetzungen VO  S Unternehmen und Gewerk- Um das Vermögensrisiko der Arbeitnehmer, die Kapital
schatten entgegenkommt, ohne die Funktionsfähigkeit und Sta- des arbeitgebenden Betriebes beteiligt sınd renzen halten,
ılıtät unserer sozıalen Marktwirtschaft gefährden Es appelliert sollte C1MN zeıtlich und der Ööhe nach begrenzter Rıisıkoschutz
daher die Politiker, ınsbesondere ber die Tarıfvertragspar- als Übergangsmaßnahme vorgesehen und steuerlich begünstigt
A M die Vermögenspolıtik diesem Sınne voranzutreiben werden.

Im Rahmen dieser Zielsetzung ı1ST erforderlich, noch be-
stehende steuerliche Nachteile beseitigen, die dem Arbeitneh-

Zugleich M1 der Erklärung des Zentralkomitees z urde e1N Vor- mer bel der Beteiligung Eigenkapital Unternehmens
schlag der Kommuissıon veröffentlicht der iınsbesondere Anre- Vergleich MIi1t Geldvermögensanlagen entstehen
gungen für 1Ne stärker Sachvermögen OY1 Gestaltung Nachdem die Doppelbesteuerung des Eınkommens aus körper-
des Drıtten Vermögensbildungsgesetzes enthalt schaftssteuerpflichtigen Gewıinnen abgeschafft worden IST, mufßß

uch dıe Vermögensbesteuerung überprüft werden Moditiziert
Die Kommissıon Wıiırtschaft undGesellschaft des Zentralkomi- werden sollte uch das Einkommensteuerg‘esetz $ Abs
tees der deutschen Katholiken geht davon dU>S, daß nıcht 1Ur Es MU!: verhindert werden, da{(ß Arbeitnehmer, die sıch DPerso-
der gegenwartıgen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Siıtua- nengesellschaften beteıligen, steuerrechtlich als Mitunternehmer
L(10N, sondern uch langfristig 1NeEe gezielte und umtassende FOor- eingestuft werden und ıhr Lohneinkommen ebenfalls der Ge-
derung der personenbezogenen Beteiligung der Arbeitnehmer werbebesteuerung unterworten wırd

Kapıtal der Unternehmen möglıch und ertorderlich 1IST
Ferner siınd das Gewerbesteuergesetz und das Kapitalverkehr-

Unter diesen Gesichtspunkten macht die Kommıissıon den fol- SLEUCTBESETZ überprüfen IN1L dem Ziel die steuerlichen Hemm-
genden Vorschlag für dıe e1tereFörderung,der Vermögensbil- beseitigen, die der Eigenkapitalbildung und der breıteren
dung der Arbeitnehmer: Beteiligung Produktivkapital noch entgegenstehen

Dıie Förderung des Dritten Vermögensbildungsgesetzes sollte
prinzipiell beibehalten, ber stärker auf dıe Bildung VO  — Sachver- Wenn die Unternehmen und die Tarıtvertragsparteien aufgrundf
ohın ausgerichtet werden Langfristig sollten die Anlage- der vorgeschlagenen Novellierung des Drıiıtten Vermögensbil-
formen, die die Beteiligung der Arbeitnehmer Produktiv- dungsgesetzes VO'  =) dieser Möglıchkeit nıcht ausreichen-
Rapıtal ermöglıchen, stärker begünstigt werden als Anlagefor- dem aße Gebrauch machen, wiırd überlegen D, .0ob man

INCH, die Z Geldvermögensbildung tühren MIit gesetzlichen Regelung weiterkommt. Diese sollte den
Zusätzliıch ZUrFr bısherigen Förderung des rıtten Vermögens- Tarifparteien den Vorrang CINFraumen, Vereinbarungen über

bildungsgesetzes sollten Beträge der Kapıtalbeteiligung begün- Kapıtalbeteiligungen treiten YSt subsıdiar sollten — WeNN
werden die die Unternehmen aufgrund VO  3 Vereinbarungen 1Ne Vereinbarung ANSCINECSSCHNCI Friıst nıcht zustande kommt

iıhren Arbeitnehmern gewähren, WwWenn S1C Beteiligungswerten gesetzliche Normen angewendet werden INUusSssen

{
M


